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Bericht 

des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 

über die Regierungsvorlage (640 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Weingesetz 
1961 geändert wird (Weingesetznovelle 1985) 

Ziel der vorliegenden Regierungsvorlage ist ~ine 
weitere Anhebung der Weinqualität sowie eine 
Steigerung des Weinabsatzes. Hierfür ist eine 
umfangreiche Novellierung des Weingesetzes, das 
seit 1961 mehrmals novelliert wurde, erforderlich, 
vor allem um den Erfordernissen des Marktes 
Rechnung zu tragen. Der Weinmarkt war' in den 
letzten Jahren durch ein europaweites Überangebot 
und' daraus resultierenden Schwierigkeiten beini 
Absatz der Produkte sowie einen Preisverfall 
gekennzeichnet. 

Durch diese Novelle sollen mit legistischeh Maß­
nahmen auf dem Gebiet des Weinrechts die Bemü­
hungen der Weinbauern und des Weinhandels 
unterstützt werden, die eine weitere Anhebung der 
Qualität sowie die Schaffung der Möglichkeiten 
zum Absatz neuer Produkte zum Ziel haben. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft hat 
die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung vom 5. Juni .1985 in Verhandlung gezogen. 
An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Hietl, Hintermayer, Pfeifer, Ingrid 
Ti c hy - Sc h red er, Ing. K 0 wal d, Pe c k, 
Kir c h k n 0 p f, Rem p I bau e rund W i n d -
s t e i g sowie der Ausschußobmann Abgeordneten 
D e u t s c h man n und der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Hai den. 

Die Abgeordneten P fe i f e r, Hin te r -
m a y e rund H i e t I brachten mehrere gemein­
same Abänderungsanträge betreffend Art. I Z 1 
(§ 1), Z 4 (§ 9 Abs. 4), Z 5 (§ 10 Abs. 2 lit. c), Z 6 
(§ 11 Abs.5 und 7), Z 7 (§ 15 Abs. 1), Einfügung 
einer neuen Z 8 a (§ 17 Abs.2), Z 10 (§ 18 a 
Abs. 2), Einfügung einer, neuen Z 11 a (§ 19 
Abs. 2), Z 16 (§ 19 a Abs. 6,9 und 11), Z 22 (§ 22 
Abs. 5), Z 25 (§ 24 Abs. 1), Z 31 (§ 33 Abs. 2 Z 6), 
Z 42 (§ 45 Abs. 3) sowie Art. 11 Abs. 1 ein. Weiters 

wurden von den Abgeordneten P f e;i fe r, H i e t I 
und Hin t e r m a y e r vier gemeinsame Abände­
rungsanträge betreffend Art. I Z 19 (§ 21 Abs.4), 
Z 20 (§ 21 Abs. 8), Z 21 (§ 21 Abs. 10) sowie auf 
Einfügung einer neuen Z 21 a (§ 22 Abs. 1) vorge­
legt. Die Abgeordneten P eck, Hin te r m a y e r 
und Kir c h k no p f brachten auch fünf gemein­
same Abänderungsanträge betreffend Art. I Z 12 
(§ 19 Abs.5), 'Z 13 (§ 19 Abs.8), Z 15 (§ 19 
Abs. 13), Einfügung einer neuen Z 28 a (§ 30 
Abs. 1) und Z 30 (§ 30 Abs. 9 und 10) ein. Von den 
Abgeordneten P f e i f e rund Hin t e r m a y e r 
wurde ein Abänderungsantrag betreffend Art. I Z 9 
(§ 18) eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung der obgenannten 
Abänderungsanträge einstimmig - hinsichtlich des 
zuletzt angeführten Abänderungsantrages der 
Abgeordneten P f e i f e rund Hin t e r m a y e r 
betreffend Art. I Z 9 mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Sechs Abänderungsanträge des Abgeordneten 
H i e t I fanden nicht die Zustimmung der Aus­
schußmehrheit. 

Zur Anfügung des neuen Abs. 10 im §21 (Art. I 
Z 21) stellte der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft fest, daß unter Erzeugergemeinschaften auch 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften zu ver­
stehen sind. 

Zu den wesentlichsten Änderungen gegenüber 
der Regierungsvorlage wird folgendes bemerkt: 

ZuArt.IZ1: 

Es wurde die Möglichkeit eröffnet, daß der Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft in'jahren 
besonders ungünstiger Reifeverhält~isse auch nach 
dem 15. Oktober eine Verordnung zur Herabset­
zung der Mindestmostgewichte erlassen kann. 

Die Absicht, die Herstellung von Weinmischge­
tränken im Rahmen des Weingesetzes zu ermögli-
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2 663 der Beilagen 

chen, wurde wegen der schwierigen Kontrollpro­
bleme fallengelassen. 

Zu Art. I Z4: 

Durch die Aufnahme einer Aufbesserungshöchst­
grenze so~l ein weiterer Ansporn Zur Erzeugung 
von QualItätsweinen mit einem nicht zu hohen 
Alkoholgehalt und damit eine gewisse Mengenver­
minderung erreicht werden. 

Zu Art. I Z6: 

I~ Rahmen der Ausschußberatungen hat sich die 
M~mung durchgesetzt, daß Sturm Saisonprodukt 
bleIben soll und daher nur aus Trauben der jeweili­
gen Ernte herzustellen ist. 

Zu Art. I Z 11 a (neu): 

Mit der gegenständlichen Bestimmung wurden 
das Höchstmostgewicht mit 19 Grad KMW und 
di~ ~estsüße ~it höchstens 9 Gramm festgelegt. 
Mit dIeser Bestimmung soll die Basis für die Profi­
lierung eines typisch österreichischen trockenen 
leichteren Weines geschaffen werden und dem 
Konsumenten die Gewähr gegeben werden, daß ein 

Weinberger 

Berichterstatter' 

als ,,Kabinett" bezeichneter Wein diesen Anforde­
rungen entspricht. 

Zu Art. I Z 16: 

In Zukunft dürfen Qualitäts~ und Prädikats­
weine nur mehr mit Weingütesiegel oder mit Wein­
gütesiegelnummer exportiert werden. Diese Ver­
pflichtung würde die Exporteure von kleineren 
Mengen unverhältnismäßig stark belasten. Als flan­
kierende Maßnahme zu dieser Neuregelung ist die 

. Befreiung von den Kosten für die Untersuchung bis 
zu einer Menge von 2 000 Liter vorgesehen. 

Zu Art. I Z 28 a und 30: 

Die Änderungen dieser Bestimmungen waren im 
Hinblick auf die Verpflichtungen, die sich aus der 
Europäischen Menschenrechtskonvention ergeben, 
erforderlich. . 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für Land- und Forstwirtschaft somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle dem an g es chi 0 s sen e n • J. 
G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige J. 
Zustimmung erteilen. . 

Wien, 1985 06 05 

Deutschmann 

Obmann 

663 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)2 von 12

www.parlament.gv.at



663 der Beilagen 3 

Bundesgesetz vom :XX:XX, mit ~em das 
Weingesetz 1961 geändert wird (Weingesetz­

novelle 1985) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Weingesetz 1961, BGBI. Nr. 187, in der Fas­
sung der Bundesgesetze BGBI. Nr.198/1964, 
BGBI. Nr.334/1971, BGBI. Nr.60/1972, BGBI. 
Nr. 506/1974, BGBI.Nr. 419/1975, BGBI. 
Nr. 300/1976, BGBI. Nr. 446/1980 und BGBI. 
Nr.391/1983 sowie der Kundmachung BGBI. 
Nr. 577 /1980 wird wie folgt geändert: . 

1. § 1 lautet: 

.. § 1. W ein 

(1) Wein im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das 
durch alkoholische Gärung aus dem Saft frischer 
und für die Weinbereitung geeigneter Weintrauben 
hergestellte Getränk. Die Weintrauben sind 

a) frisch, solange sie ohne Zusatz fremder Flüs­
sigkeit Saft hergeben können, 

b) geeignet, wenn der Saft ein Mostgewitht von 
mindestens 13° Klosterneuburger Most­
waage (KMW) aufweist. 
In Jahren besonders ungünstiger Reifever­
hältnisse hat der Bundesminister für -Land" 
und Forstwirtschaft nach Anhörung des 
betroffenen Landes für ein oder mehrere 
Weinbaugebiete durch Verordnung Mindest­
mostgewichte festzusetzen, die unter 13° 
KMW, jedoch nicht unter 11 ° KMW liegen 
dürfen. Voraussetzung für eine solche Maß­
nahme ist, daß die betreffenden Länder die 
Lese vor einem bestimmten Zeitpunkt, der 
einen ausreichenden Reifegrad der Trauben 
nicht erwarten läßt, untersagt haben. 

(2) Wein im Sinne dieses Bundesgesetzes ist auch 
versetzter Wein; darunter ist Wein zu verstehen, 
dessen Beschaffenheit auf besondere Behandlungs­
weisen oder auf die Verwendung von Zusätzen bei 
der Erzeugung neben der du.rch die Weintrauben 

gegebenen Eigenart zurückzuführen ist. Solche 
Weine sind: 

a) Dessertwein: mit Alkohol oder Weindestillat, 
Zucker, Traubenmost oder Mostkonzentrat 
versetzter Wein, der im Liter, den Alkohol in 
Zucker umgerechnet, mehr als 260 Gramm 
Zucker und mindestens 13 Raumhundertteile 
(Rht), höchstens aber 22,5 Rht Alkohol ent­
hält. 

b) Aromatisierter Wein: Dessertwein, der mit 
pflanzlichen Würzstoffen oder anderen 
natürlichen Stoffen so behandelt ist, daß er 
deren eigentümlichen Geruch oder 
Geschmack angenommen hat. 

c) Alkoholarmer aromatisierter Wein: Wein, 
dessen Alkoholgehalt mindestens .5,6 Rht, 
jedoch weniger als 13 Rht, beträgt und der 
mit Zucker, Traubenmost, Traubensaft oder 
Fruchtsaft sowie pflanzlichen Würzstoffen 
oder Auszügen aus diesen versetzt wurde; 
der Grundweinanteil muß mindestens 70 vH 
betragen. 

d) Wermut, Wermut trocken (dry) oder Wer­
mutwein, Wermutwein trocken (dry): aroma­
tisierter Wein, der durch Verwendung von 
Wermutkraut und sonstigen pflanzlichen 
Würzstoffen oder von Auszügen aus diesen 
hergestellt wird, einen diesen Stoffen entspre­
chenden Geruch oder Geschmack aufweist 
und eine Mindestmenge von 75 Rht, bei Wer­
mut trocken (dry) oder Wermutwein trocken 
(dry) von 70 Rht an· Grundwein sowie 
bestimmte Mindestwerte an Alkohol, Zucker, 
zucker- und säurefreiem Trockenextrakt 
(Extraktrest) sowie Asche enthält; die Min­
destwerte hat der Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft unter Bedachtnahme auf 
.internationale Maßstäbe durch Verordnung 
festzusetzen. 

e) Perlwein: Wein, der je Liter bis zU/40 Gramm 
unvergorenen Zucker, bis zu 12 Rht Alkohol 
und einen Kohlensäureüberdruck von minde­
stens Y2 bis höchstens 2 bar bei 20° C aufe 
weist. 

2 
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4 663 der Beilagen 

f) Schaumwein (Sekt): jeder sonstige schäu­
mende Wein, der mehr als 1 Rht Alkohol und 
einen so hohen Kohlensäuregehalt enthält, 
daß beim Öffnen der Umschließung bei 
20 0 C Kohlensäure unter Aufbrausen ent-
weicht. -

g) Mistella: durchZusetzen von Weindestillat 
in der Gärung gehemIIlter Traubenmost oder 
in der Gärung unterbrochener Wein, dessen 
Alkoholgehalt mindestens 12 Rht beträgt. 

(3) Wein im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
nicht die nach den Vorschriften des Österreichi­
schen Arzneibuche~ zubereiteten oder als pharma­
zeutische Spezialitäten im Sinne der Spezialitäten­
ordnung, BGB!. Nr. 99/1947, zugelassenen 
Weine." 

2. § 2 lautet: 

.,§ 2. An wen dun g 

Was dieses Bundesgesetz für den Wein bestimmt, 
gilt dem Sinne nach auch für die Keltertrauben und 
ohne Rücksicht auf den Gärungszustand für Trau­
benmaische, Ttaubenmost, Sturm und Trauben­
dicksaft sowie für die Zwischenerzeugnisse bei 
Weiterverarbeitung zu versetztem Wein." 

3. § 5 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Wenn angenommen werden muß, daß ein 
bestimmtes physikalisches Verfahren, das den V or­
aussetzungen des Abs. 1 nicht entspricht, in der 
Kellerwirtschaft angewendet werden soll oder 
bereits angewendet wird, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Gesundheit' und 
Umweltschutz und dem Bundesmini;ter für Han­
del, Gewerbe und Industrie das Verfahren durch 
Verordnung für unzulässig ZU erklären." 

4. § 9 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Es d~rf jedoch höchstens je Hektoliter Most 
zugesetzt werden: 

a) Zucker bis zu 4,5 kg oder 
b) inländischer Traubendicksaft oder Zucker in 

solcher Menge, daß die Erhöhung des' Zuk­
kergehaltes des Gesamtverschnittes nicht 
mehr als 4,5.kg beträgt. Das Lesegut darf 
jedoch nur soweit aufgebessert werden, paß 
das Mostgewicht einschließlich der Aufbesse­
rung 190 KMW nicht überstei~t." 

5. § 10 Abs. 2 lit.a bis c ~a,utet: 

,,(2) Soweit es zur Erzielung der besonderen für 
die Arten der versetzten Weine charakteristischen 
Eigenschaften oder Geschmackswirkungen erfor­
derlich ist, sind bei der Herstellung von versetztem 
Wein über die Weinbehandlungsyorschriften 
gemäß den §§ 2 bis ,9 hinaus noch fqlgende 
Behandlungsweisen zulässig: 

a:) das Zusetzen von 
Traubenmost, Traubensaft oder inländischem 
Traubendicksaft über die Beschränkungen 
der §§ 8 und 9 hinaus, 
Zucker über die Beschränkungen der §§ 6 
und 9 hinaus, 
Alkohol, sei es zur Erhöhung des Alkoholge­
haltes (Aufspritung) öder zur Hemmung der 
Gärung, wobei zur Misteliaerzeugung nur 
Weindestillat, das mindestens 58 Rht auf­
weist, zugesetzt werden darf und 
Auszügen, die mit Wein aus Rosinen, Korin­
then und anderen getrockneten Trauben her­
gestellt werden; 

b) das nochmalige Gären v()n Wein (Umgären); 
c) bei aromatisiertem Wein und alkoholarmen 

aromatJSlerten Weinen das Zusetzen 
von gesundheits unschädlichen pflanzlichen 
Würzstoffen oder anderen natürlichen Stof­
fen, bei Wermut, Wermut trocken (dry), 
Wermutwein oder Wermutwein trocken 
(dry),' unbeschadet der Bestimmung des § 6 
Abs. 1 lit. a, auch in Form von wässerigen 
Auszügen sowie bei alkoholarmen aromati­
sierten Weinen auch Fruchtsaft und Kohlen­
säure;" 

6. Im § 11 treten anstelle der bisherigen Abs. 4 
und 5 die Abs. 4 bis 7: 

,,( 4) Traubenmost im Sinn~ dieses Bundesgeset­
zes ist der aus inländischen frischen Weintrauben 
gewonnene Saft. ' 

(5) Sturm im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das 
dllrch Gärung von Traubenmost (Abs.4) gewon­
nene Erzeugni~ mit einem Alkoholgehalt von mehr 
als 1 Rht, solange es sich im Zustand der Gärung 
befindet. Die Gärung kann jedoch im Zuge eler 
Behandlung gehemmt oder unterbrochen und vor 
der Abgabe an den Verbraucher wieder eingeleitet 
werden. Sturm darf nur zwischen dem 1. August 
und dem 31. Dez.ember des jeweiligen Lesejahres in 
Verkehr gebracht werden. 

(6) Traubenmostvon noch nicht voll ausgereif­
ten Trauben, der vor Beginn der allgemeinen Lese 
gewonnen wurde, um als Traubenmost oder Sturm 
dem Verbrauch zugeführt zu werden (Frühmost 
oder früher Sturm), ist nach den für Wein gelten­
den Vorschriften zu behandeln, darf jedoch ein 
Mindestmostgewicht von 11 0 KMW aufWeisen 
und, auch wenn ein natürlicher Mangel an Zucker 
im Sinne des § 9 Abs. 3 nicht vorliegt, aufgebessert 
werden. Wird derart aufgebesserter Traubenmost -
zu Wein verarbeitet, so darf er, sofern er das für 
Wein erforderliche Mindestmostgewicht aufgewie­
senhat, nur zur Herstellung von versetztem Wein 
verwendet' werden. 

(7) Wer Frühmost oder frühen Sturm zu gewin­
nen beabsichtigt, um diese Getränke in Verkehr zu 
bii~gen, . hat dies dem B~ndeskellereiinspektor 
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unter Bekanntgabe der voraussichtlichen Menge 
schriftlich mitzuteilen." 

7. § 15 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Nicht versetzte inländische Weine sind im 
geschäftlichen Verkehr mit einer Bezeichnung zu 
versehen, die auf deren österreichische Herkunft 
hinweist, wie ,Österreichischer Wein' oder ,Wein 
aus Österreich'. Darüber hinaus dürfen folgende 
geographische Bezeichnungen verwendet werden: 

a) Österreich, 
b) Namen der Bundesländer, aus denen der 

Wein stammt, 
c) Weinbauregionen, 
d) Weinbaugebiete, 
e) Gemeinden (Gemeindeteile), 
f) Riede oder nach landesgesetzlichen V or­

schriften vorgesehene Weinbaufluren in Ver­
bindung' mit dem Namen der Gemeinde 
(Gemeindeteil), in der die Ried oder die 
Weinbauflur liegt, 

g) Großlagen. " 

~. § 16 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,(1) Die Bezeich~ung ,Österreichischer Wein' 
gemäß § 15 Abs. 1 lit. a darf nur für Wein aus 
Trauben verwendet werden, die ausschließlich im 
Ipland erzeugt wurden. ' 

(2) Eine Bezeichnung gemäß § 15 Abs. 1 lit. b bis 
d darf nur für Wein aus Trauben verwendet wer­
den, die ausschließlich in dem angegebenen Her­
kunftsbereich erzeugt wurden." 

8 a. § 17 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Beträgt bei einem Verschnitt von inländi­
schem mit ausländischem Wein der Anteil an aus­
ländischem Wein mindestens zwei Drittel, so ist der 
Wein gemäß Abs. 1 zu kennzeichnen. Beträgt die­
ser Anteil weniger als zwei Drittel, so ist dies durch 
einen eindeutigen Hinweis auf die Verwendung 
von ausländischem Wein ersichtlich zu machen." 

9. § 18 lautet: 

,,§ 18. Mit t eil u n g s p f li c h t übe r We in­
aufbesserung und Verschnitt 

Wer offenen Wein an einen Wiederverkäufer 
oder jemanden, der Wein weiterverarbeitet, abgibt, 
hat dem Abnehmer spätestens bei Übergabe des 
Weines nachweislich mitzuteilen, ob der Wein auf­
gebessert oder verschnitten wurde. Die Höhe der 
Aufbesserung sowie die Verschnittanteile bei Sor­
ten- und Jahrgangsbezeichnung sind auf den 
Geschäftspapieren (wie Rechnungen, Liefer­
scheine) anzugeben." 

10. Nach § 18 wird folgender § 18 a eingefügt: 

,,§ 18 a. T a f e I w ein und L a n d w ein 

(1) Unter der Bezeichnung ,Tafelwein' oder 
,Tischwein' darf Wein in Verkehr gesetzt werden, 

der nicht den Anforderungen des § 19 an emen 
Qualitätswein entspricht. 

(2) Unter der Bezeichnung ,Landwein' darf 
Tafelwein.in Verkehr gesetzt werden, wenn die 
Weintrauben, die für die Herstellung des Weines 
verwendet werden, aus einer Weinhauregion stam­
men und der Wein die für die Herkunft typischen 
Eigenschaften aufweist sowie mit einem Hinweis 
auf seine geographische Herkunft (§ 15 Ahs. 1 lit. b 
bis d) versehen ist. Der Alkoholgehalt darf jedoch 
höchstens 11,5 Rht, der Gehalt an unvergorenem 
Zucket höchstens 6 Gramm je Liter betragen. 

(3) Wird Tafelw-ein oder Landwein als ,Rotwein' 
oder ,Rosewein' bezeichnet, so muß er ausschließ­
lich aus Rotweinrebsorten stammen. Ein Verschnitt 
von Weißwein mit Rot- oder Rosewein ist als Ver­
schnitt eindeutig zu kennzeichnen." 

11. § 19 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Unter der Bezeichnung ,Qualitätswein' darf 
Wein in Verkehr gesetzt werden, wenn 
'a) die Weintrauben, die für die Herstellung des 

Weines 'verwendet werden, ausgenommen für 
die Herstellung von Wein mit einer überre­
gionalen Herkunftsbezeichnung (§ 16 
Abs.6), aus einer Weinbauregion stammen 
und einer durch Verordnung des Bundesmi­
nisters für Land- und Forstwirtschaft 
bezeichneten Weiß- oder Rotweinrebsorte 
zugehören, 

b) der Wein kein versetzter Wein ist, 
c) der Wein in Aussehen, Geruch und 

Geschmack harmonisch und frei von Fehlern 
1st, 

d) der Wein für die Rebsorte, soweit hierüber 
Angaben gemacht sind, typisch ist, 

e) der Saft der Weintrauben ein Mostgewicht 
von mindestens 15° KMW aufgewiesen hat, 

f) an weiteren Mindestwerten Weißwein und 
Rosewein 18 Gramm zuckerfreien Extrakt je 
Liter, 9,5 Rht Alkohol, 1,4 Gramm Asche je 
Liter und 4,5 Gramm Gesamtsäure je Liter, 
berechnet als Weinsäure, und Rotwein 18 
Gramm zuckerfreien Extrakt je Liter, 9,5 Rht 
Alkohol, 1,6 Gramm Asche je Liter un!i 4,0 
Gramm Gesamtsäure je Liter, berechnet als 
Weinsäure, enthält,' , 

g) der Wein mit einem Hinweis auf seine geo­
graphische Herkunft (§ 15 Abs. 1 lit. b bis g) 
oder auf eine überregionale Herkunft (§ 16 
Abs. 6) versehen ist, 

h) der Wein, soweit er in Mengen über 60 Liter 
für die Ausfuhr bestimmt ist, mit der amtli­
chen Weingütesiegelnummer oder dem 
Weingütesiegel versehen ist." 

11 a. § 19 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Qualitätswein gemäß Abs. 1 darf unter der 
Bezeichnung ,Kabinett' in Verkehr gesetzt werden, 
wenn 
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a) die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 lit. abis 
d, lit. fund g sowie Abs. 5 lit. b gegeben sind 
und 

b) der Saft der Weintrauben ein Mostgewicht 
von mindestens 17° KMW, jedoch höchstens 
19° KMW aufgewiesen hat und der Gehalt 
an unvergorenem Zucker höchstens 
9 Gramm je Liter beträgt." 

12. § 19 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 
dürfen Weine unter einer der dort angegebenen 
Bezeichnungen nur in Verkehr gesetzt werden, 
wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 lit. abis c 
gegeben sind, 

b) sie keine Zusätze von Zucker, Traubenmost, 
ausgenommen zur Herstellung der Restsüße 
gemäß lit. d, Traubensaft oder Traubendick­
saft erhalten haben, 

c) sie die Eigenart solcher Weine aufweisen, 
d) im Falle des Vorhandenseins einer Restsüße 

diese nur im Wege einer Gärungsunterbre­
chung oder durch Verschneiden mit Trau­
benmost derselben oder einer höheren Lese­
art hergestellt wurde, 

e) der Wein, sofern er in Mengen über 60 Liter 
für die Ausfuhr bestimmt ist, mit der amtli­
chen Weingütesiegelnummer oder dem 
Weingütesiegel versehen ist, , 

f) der Wein mit einem Hinweis auf seine geo­
graphische Herkunft (§ 15 Abs. 1 lit. b bis g) 
versehen ist, 

g) das Lesegut - ausgenommen Spätlese und 
Eiswein - nicht mittels Traubenvollernter 
gelesen wurde und' 

h) überdies den in den Abs. 6 bis 9 enthaltenen 
Erfordernissen entsprochen ist." 

13. § 19 Abs. 8 lautet: 

,,(8) In der Vorführgemeinde hat der Erzeuger 
von Trauben, aus denen Prädikatswein, ausgenom­
men mit TraubenvollerntergeerntetesLesegut von 
Spätlesen, gewonnen werden soll, unbeschadet der 
Voraussetzung des Abs. 6, das geerntete Trauben­
material in loser Schüttung'ilm Tage der Lese in der 
Zeit von 9 bis 21 Uhrdem Mostwäger vorzuführen 
(Vorführpflicht). Bei der Lese von Trauben für 
Spätleseweine und Eisweine mittels Traubenvoll­
ernter hat. der Erzeuger eine Kontrolle ~ährend 
der Lese durch den Bundeskellereiinspektor oder 
den Mostwäger zu ermöglichen." 

14. § 19 Abs. 10 lautet: 

,,(10) Prädikatswein darf nicht unter einer der im 
Abs. 4 angegebenen Bezeichnung in Verkehr 
gesetzt werden, wenn 

a) die gemäß den Abs. 6 und 13 vorgeschriebe­
nen Meldungen nicht oder nicht innerhalb 
der darin vorgesehenen Frist erstattet, 

b) das Lesegut in den Vorführgemeinden nicht 
oder nicht in der vorgesehenen Art und 
Weise vorgeführt, 

c) die im § 26 Abs. 2 angeführten Räumlichkei­
ten nicht zugänglich gehalten wurden oder 

d) den Erfordernissen gemäß Abs. 5 nicht ent­
sprochen wurde." 

15. § 19 Abs. 13 lautet: 

,,(13) Jeder Erzeuger von Prädikatsweinen, der 
diese Weine nicht in Flaschen abgefüllt in Verkehr 
setzen will, hat diese Absicht spätestens 48 Stunden 
vor der Verladung der Prädikatsweine der 
Gemeinde, in deren Bereich die Betriebsstätte des 
Erzeugers liegt, unter Angabe des Ortes und des 
Zeitpunktes der Verladetätigkeit zu melden. Die 
Gemeinde hat die Meldung umgehend an den Bun­
deskellereiinspektor und die Bezirksverwaltungsbe­
hörde weiterzuleiten." 

16. § 19 a lautet: 

,,§ 19 a. W ein g ü t e sie gel 

(1) Das Weingütesiegel im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist das amtliche Qualitätszeichen, das dazu 
bestimmt ist, inländischen QualitätSwein und Qua­
litätswein besonderer Reife und Leseart auf Antrag 
des Verfügungsberechtigten besonders zu kenn­
zeichnen (Siegelwein). 

(2) Das Weingütesiegel hat die Worte ,Weingü­
tesiegel Österreich' und ,abgefüllt in Österreich' zu 
enthalten. Das Weingütesiegel ist an der Flasche' 
anzubringen. Soweit Siegelwein für die Ausfuhr 
bestimmt ist, dürfen anstelle dieser Worte deren 
Übersetzung in englischer und französischer Spra­
che verwendet werden. Die äußere Form des Wein­
güte si egels (wie Größe, Farbe, Weingütesiegelnum­
mer, Art der Aufmachung und Beschriftung) hat 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
durch Verordnung festzulegen. Anstelle des Wein­
gütesiegels dürfen die Worte,Amtliche Weingüte­
siegelnummer' in Verbindung mit derW eingütesie­
gelnummer verwendet werden. Wird Siegelwein 
nicht in Flaschen, sondern in sonstigen Behältnissen 
(wie Tanks oder Fässer) exportiert, so darf nur die 
amtliche Weingütesiegelnummer verwendet wer­
den. Diese ist nach der Abfüllung in Flaschen an 
der Flasche anzubringen. 

(3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung zur 
Verwendung der amtlichen Weingütesiegelnummer 
oder des Weingütesiegels hat Name und Anschrift 
des Verfügungsberechtigten sowie Angaben über 
Menge, Art, Sorte, örtliche Herkunft, beabsichtigte. 
Bezeichnung und Qualitätsstufe sowie Art der 
Lagerung (Tank, Faß usw.) des Weines zu enthal­
ten. Dem Antrag sind die für die Durchführung der 
Untersuchung erforderlichen Proben anzuschlie­
ßen. § 27 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. Die 
Anträge sind bei einer der hiefür zuständigen 
Untersuchungsans.talten ' einzubringen; diese hat 
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unverzüglich den Bundeskellereiinspektor und das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
zu verständigen. 

(4) Das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft hat den Namen des Verfügungsberech­
tigten, die wesentlichen Daten des Antrages gemäß 
Abs.3 (wie Menge, Art und Herkunft des Weines) 
sowie das Ergebnis der Untersuchungen in ein mit 
einer laufenden Nummer versehenes Verzeichnis 
einzutragen. 

(5) Vom Zeitpunkt der AntragsteIlung bis zum 
Abschluß des Bewilligungsverfahrens darf der Ver­
fügungsberechti~e oder dessen Vertreter an dem 
Wein keinerlei Anderungen vornehmen. Von die­
sem Verbot bleiben Vorkehrungen, wie sie die übli­
che Pflege des Weines erfordert, unberührt. Der 
Verfügungsberechtigte hat ferner dem BundeskeiIe­
reiinspektor, soweit es für die Überprüfung des 
Antrages und die Überwachung der Verwendung 
der amtlichen Weingütesiegelnummer oder des 
Weingütesiegels erforderlich ist, die Besichtigung 
von Weingärten und Betriebsräumlichkeiten gemäß 
§ 26 Abs. 2 zU gestatten, die Abfüllung des Weines 
zu überwachen und zu diesem Zwecke Stichproben 
entnehmen zu lassen sowie auf Verlangen in ein­
schlägige Aufzeichnungen Einsicht zu gewähren 
und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen; 

(6) Über den Antrag auf Erteilungder Bewilli­
gung zur Verwendung der amtlichen Weingütesie­
gelnummer oder des Weingütesiegels hat der Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft unter 
Heranziehung einer Untersuchungsanstalt (§§ 37 
und 38) binnen drei Wochen .zu entscheiden. FÜr 
die Tatigkeit dieser Anstalten finden die Bestim­
mungen des § 30 Abs. 3 und 12 sinngemäß Anwen­
dung. 

(7) Der Verfügungsberechtigte hat zu gewährlei­
sten, daß die zugeteilten amtlichen Weingütesiegel­
nummern Oder das' Weingütesiegel ausschließlich 
für den im Antrag angeführten Wein verwendet 
werden. Auf Aufforderung des Bundeskellereiin­
spektors hat er die Verwendung der amtliciJen 
Weingütesiegelnummer und des Weingütesiegels 
nachzuweisen, die unbefugte Verwendung ist 
jedermann verboten. Mit der Übertragung des Ver­
fügungsrechtes über einen Wein geht auch' das 
Recht zur Verwendung der amtlichen Weingütesie­
gelnummer oder des Weingütesiegels auf den 
jeweils Verfügungsberechtigten über. 

(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft hat dem Verfügungsberechtigten das Recht 
zur Verwendung der amtlichen Weingütesiegel­
nummer oder des Weingütesiegels zu entziehen, 
wenn 

a) sich nachträglich herausstellt, daß der Wein 
bei Stellung des Antrages auf Bewilligung Zur 
Verwendung des Weingütesiegels der bean­
tragten Bezeichnung nicht entsprochen hat, 

b) sich ~achträglich herausstellt, daß die gemäß 
Abs. 3 erster Satz erforderlichen Angaben 
unrichtig sind, der Verfügungsberechtigte 
gegen die Bestimmungen des Abs. 5 erster 
Satz verstoßen hat oder der im Abs. 5 dritter 
Satz ~festgelegten Verpflichtung nicht nach­
kommt oder 

c) die amtliche Weingütesiegelnummer oder das 
Weingütesiegel tatsächlich verwendet wird 
und sich herausstellt, daß der Wein nicht 
mehr der beantragten Bezeichnung ent­
spricht, 

d) eine amtliche . Weingütesiegelnummer oder 
ein Weingütesiegel für einen Wein verwendet 
wird, für den diese nicht zugeteilt wurden. 

(9) Der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft hat ~llfällige weitere Bewilligungen zu versa­
gen, wenn aus einem der Gründe des Abs. 8 bereits 
zweimal eine Bewilligung zurückgenommen wurde 
und seit Zustellung des letzten Zurücknahmebe­
scheides ein Zeitraum von zwei Jahren noch nicht 
verstrichen ist. 

(10) Im Falle des Abs. 8 ist der Verfügungsbe­
rechtigte verpflichtet, im· Umfang des Zurücknah­
mebescheides die bereits angebrachten Weingüte­
siegelnummern oder Weingütesiegel von den in sei­
ner Verfügungsgewalt' befindlichen Weinflaschen 
zu entfernen und, soweit möglich, dafür Sorge zu 
tragen, daß auf den allenfalls sonstigen in Verkehr 
befindlichen restlichen Weinflaschen diese entfernt 
werden. 

. (11) Für die Inanspruchnahme der mit der Erle­
digung des Antrages verbundenen Tätigkeit der 
zuständigen Untersuchungsanstalten und des Bun­
desministeriums für Land- und Forstwirtschaft hat 
der Antragsteller ein Entgelt nach Maßgabe des 
Tarifes zu entrichten. Den Tarif hat der Bundesmi­
nister für Land- und Forstwirtschaft unter Bedacht­
nahme auf den in Durchführung dieser Tätigkeit 
verbundenen Sach- und Zeitaufwand sowie den 
Aufwand, der sich in Beziehung auf die Art dieser 
Tätigkeit ergibt, im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für Finanzen durch Verordnung zu 
erlassen. Der Tarif ist so zu erstellen, daß Klein­
mengen his 2 000 Liter kostenlos untersucht wer­
den." 

17. § 20 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Aromatisierter Wein und alkoholarmer aro­
matisierter Wein muß mit einer Bezeichnung verse­
hen sein, die seine Beschaffenh~it als aromatisierter 
Wein sofort erkennen läßt." 

18. § 20 Abs. 8 lautet: 

,,(8) Bei Schaumwein ist auf dem Flaschenschild 
der gemäß § 14 Abs. 2 in Betracht kommende Staat 
anzugeben. Unbeschadet dieser Bestimmung sowie 
der" Kennzeichnungsbestimmungen gemäß den 
Abs. 6 und 7 ist die Verwendung der Form oder 
Ausstattung einer Flasche einschließlich ihres Ver-
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schlusses, die geeignet ist, den Eindruck zu erwek­
ken, daß es sich um Schaumwein handle, unzuläs­
sig." 

19. § 21 Abs. 4 lautet: 

,,( 4 ) Wer in Flaschen oder sonstigen Kleinbehält ~ 
nissen abgefüllten Wein in Verkehr bringt, darf ihn 
nur abgeben, wenn auf dem' Flaschenschild, der 
Flaschenschleife, dem Korkverschluß oder dem 
Behältnis entweder der Abgeber, der Abfüller oder, 
mit seiner Zustimmung, der Erzeuger oder wer 
sonst den Wein in Verkehr gebracht hat, bei aus­
ländischem Wein jedenfalls der inländische Abfül­
ler oder der Importeur; mit Namen und Standort 
angegeben ist.'" 

20. Dem § 21 Abs.8 wird folgender Satz ange­
fügt: 

"Der Abverkauf von ,Heurigem' im Detailhandel 
über diesen Termin' hinaus ist jedoch noch sechs 
Monate gestattet." 

21. Dem § 21 werden als Abs. 10 und 11 ange­
fügt: 

,,(10) Bezeichnungen, die auf einen Weinbaube­
trieb schließen lassen, wie ,Hauerabfüllung' oder 
,Gutsabfüllung', dürfen nur verWendet werden, 
wenn der Wein aus Trauben gewonneri wurde, die 
ausschließlich aus Weingärten des mit einer solchen 
Bezeichnung umschriebenen Betriebes stammen 
und in diesem verarbeitet und abgefüllt. wurden. 
Die Bezeichnung ,Erzeugerabfüllung' darf nur ver­
wendet werden, wenn der Wein aus Weintrauben 
gewonnen wurde, die ausschließlich aus Weingär­
ten des in der Bezeichnung anzuführenden Betrie­
bes oder Erzeugergeineinschaften stammen und 
von diesen abgefüllt wurde. 

(11) Bergwein ist Wein, der ausschließlich aus 
Weingärten in Terrassenlagen oder Steillagenmit 
einer Hangneigung von über 26% gewonnen 
wurde." 

21 a. § 22 Abs. 1 hat wie folgt zu lauten: 

,,(1) Obstwein im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 
das durch begonnene oder vollendete alkoholische 
Gärung des Saftes, Von ruckdünntem Dicksaft oder 
der Maische von frische-m Kern-, Siein- oder Bee­
renobst hergestellte Getränk sowie Obstwein, der 
in den Abs. 3 bis 6 aufgeZählten Art." 

22, § 22,Abs. 4 und 5 laute.t: 

,,(4) Für aromatisierten Obstwein, alkoholarmen 
aromatisierten Obstwein und Obstwermut sind 
sinngemäß die im § 1 Abs. 2 lit. b, c und d ange~ 
führten Bestimmungen anzuwenden. 

(5) Zider ist Obstwein aus einem Gemenge von 
naturreinem Obstsaft mit Obstwein derselben Obst­
gattung, der bis zu .J Rht Alkohol urid einen Koh­
lensäureüberdruck von. höchstens 2 bar bei 200 C 
aufweise Sein Alkoholgehalt einschließlich des auf 

Alkohol umgerechneten noch vorhandenen Zuk­
kers diuf 8 Rht nicht überschreiten." 

. 23. § 23 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Zur Hersteliung von' Obstdessertwein, aro­
matisiertem Obstwein,Obstwermut und Obst.; 
schaumwein dürfen Obstweine mit Zucker in höhe­
rem als in dem im Abs. 2 lit. d und f bezeichn~ten 
Ausmaß und mit Alkohol versetzt werden." 

24. § 23 Abs. 5 entfäilt. 

25. § 24 Abs. 1 und 21autet: 

,,(1) Im geschäftlichen Verkehr muß Kernobst­
wein als ,Obstwein' oder wahlweise als ,Obstmost', 
- dort wo üblich auch als ,Most' - Steinöbstwein 
als ,Steinobstwein' und Beerenwein als ,Beeren­
wein' bezeichnet werden. Anstelle dieser Bezeich­
nung kann eine Zusammensetzung der Worte 
,Wein' oder ,Most' mit der Bezeichnung der zur 
Erzeugung verwendeten Obstart treten. 

(2) Obstdessertwein, 'aromatisierter Obstwein, 
alkoholarmer' aromatisierter ObstWein oder Obst­
wermut muß im geschäftlichen Verkehr mit einer 
Bezeichnung versehen werden, die seine Beschaf­
fenheit als solchen Wein sofort erkennen läßt. 
Zider muß als ,Zider' bezeichnet werden. Den 
Bezeichnungen kann die Angabe über die zur 
Erzeugung verwendete Obstart hinzugefügt wer­
den. Obstdessertweiri darf auch als ,Fruchtdessert­
wein' bezeichnet werden." 

26. § 24 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) § 21 Abs. 1,4 und 5 ist auf Obstwein sinnge­
mäß anzuwenden." 

27. § 26 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Die Betriebsinhaber, ihre Stellvertreter oder 
sonst Beauftragten sind verpflichtet, dem Bundes­
kellereiinspektor jede zur ordnungsgemäßen Kon­
trolle erforderliche Hilfe zu leisten oder für eine 
solche Hilfeleistung' vorzusorgen und auf Befragen 
sämtliche Betriebs- und Lageträume und -stätten, 
auch solche, die einen anderen Standort haben, 
bekanntzugeben, dem Bundeskellereiinspektor den 
Zutritt zu diesen Räumlichkeiten zu gestatten, ihn 
bei der Besichtigung zu begleiten oder durch Perso­
nen, die mit den Betriebsverhältnissen vertraut sind, 
begleiten zu lassen und die für dle Kontrolle erfor­
derlichen Auskünfte zu erteilen." 

28. § 29 a lautet: 

,,§ 29 a. Mo s t w ä ger 

(1) Sieht die Landesgesetzgebung die Einrich­
tung von Hilfsorganen bei der Behörde vor, die mit 
der Kontrolle des für die Erzeugung von Prädikats­
wein bestimmten 'Lesegutesund mit Verladekon­
trollen bei Prädikatsweinen beauftragt sind (Most­
wäger), so kommen hiefür nur Personen in 
Betracht, die 
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a) das 19. Lebensjahr vollendet haben, 
b) die erforderlichen fachlichen, geistigen, kör­

perlicheri und charakterlichen V oraussetzun­
gen erfüllen, 

c) vertrauenswürdig sind und 
a) den erfolgreichen Besuch eines vOITI Bundes­

ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
veranstalteten Lehrkurses nachweisenkön­
nen, in dem die für die Kontrolltätigkeiteines 
Mostwägers erforderlichen Kenntnisse ver­
mittelt werden. 

(2) Die Mostwäger sind innerhalb ihres Aufga­
benbereiches (Abs. 1) verpflichtet, 

a) das gemäß' § 19 Abs. 8 :vorgeführte Lesegut 
auf Qualität und Menge zu prüfen, 

b) über die Prüfung Aufzeichnungen zu führen, 
c) s()weit dies im Rahmen der Durchführung 

ihrer Überprüfungstätigkeit erforderlich ist, 
in den'Weingärten und in den im § 26 Abs. 2 
angeführten Räumlichkeiten Nachschau zu 
halten und . 

d) bei Verladekontrollen die Übereinstimmung 
von Qualität und Menge der zu verladenden 
Prädikatsweine mit den Bescheinigungen 
gemäß § 19 Abs. 9 zu prüfen und die Art 
ihrer Verladung festzustellen. 

(3) Die Betriebsinhaber, ihre Stellvertreter oder 
sonst Beauftragten sind verpflichtet, die gemäß 
Abs. 2 lit. a, c und d vorgesehenen Maßnahmen zu 
dulden. Sie sind ferner verpflichtet, die im § 26 
Abs.2 angeführten Räumlichkeiten am Tage der 
Vorführung des Lesegutes bis 21 Uhr, wenn jedoch 
begründeterweise anzunehmen ist, daß auch zu 
anderer Zeit in diesen· Räumlichkeiten gearbeitet 
wird, -iluch zu dieser Zeit, zugänglich zu halten. 

(4) Die Mostwäger genießen in Ausübung ihres 
Dienstes den Schutz, der Beamten gewährt wird 
(§ 74 Z 4 StGB). 

(5) Der Landeshauptinann wird ermächtigt, 
ungeachtet der Bestimmung des § 78 Abs. 2 AVG, 
durch Verordnung einen Betrag als Verwaltungs­
abgabe festzusetzen, der je Liter oder Kilogramm 
des gemäß § 19 Abs. 6 lit. b zu meldenden Lesegu­
tes oder der je Liter der gemäß § 19 Abs. 13 zu ver­
ladenden Menge zu bemessen ist. Bei der Festset­
zung dieses Betrages ist auf den für die Tätigkeit 
der Mostwäger erforderlichen Aufwand Bedacht 
zu nehmen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die 
Verwaltungsabgabe dem im Zeitpunkt der Mel­
dung über den Wein Verfügungsberechtigten vor­
zuschreiben. " 

28 a. § 30 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Bundeskellereiinspektor hat die. ent­
nommenen Proben zur Untersuchung an die Land­
wirtschaftlich-chemische Bundesanstalt in Wien 
ohne Angabe der Partei unter der von ihm zugeteil­
ten Einlaufnummer einzusenden." 

29. § 30 Abs. 8 lit. c lautet:. 

"c) das Verfahren bei Durchführung der Wein­
kost (wie Bekanntgabe der für die Verko­
stung mitzuteilender Fakten an die Mitglie­
der,' Vorgang bei der 'Probenprüfung und 
der Abstimmung, Festlegung eines Kost­
schemas und der für die kostmäßige 
Beschreibung von Weinen zu verwendenden 
Ausdrücke für Aussehen, Geruch, 
Geschmack, Weinfehler, Mängel, Sorten­
charakter , Herkunftscharakter, Charakter 
der einzelnen Prädikatsweine und Qualiiäts­
weine ua., Bekanntgabe von Pegelweinen, 
insbesondere für die Verleihung des Wein­
güte siegels, Kosterschldung und -weiterbil­
dung, Führung eines Sitzungsprotokolles );" 

30. § 30 Abs. 9 und 10 lauten: 

,,(9) Der Bundeskellereiinspektor hat, wenn nach 
dem Ergebnis der Untersuchung der Verdacht 
einer gerichtlich strafbaren Handlung gegeben ist, 
unter Anschluß des Gutachtens beim zuständigen 
Staatsanwalt oder Gericht, bei Verdacht einer son­
stigen strafbaren Handlung bei der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde; Anzeige zu erstatten. 
Von der Anzeige sind die Untersuchungsanstalt 
und die Partei in Kenntnis zu setzen. . 

(10) Die Bundeskellereiinspektoren und Perso­
nen, die mit der Untersuchung oder Begutachtung 
des beanstandeten Weines amtlich befaßt waren, 
können nur als Zeugen, nicht aber als Sachverstän­
dige herangezogen werden." 

31. § 33 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Ein- und Ausgangsbücher sind so zu 
führen, daß sie eine ordnungsgemäße Kontrolle 
gemäß den §§ 25 bis 32 und die Verleihung von 
Prüfnummern oder Zeugnissen gemäß den§§ 19, 
19 a und 38 ermöglichen. Der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft kann durch Verordnung 
anordnen, daß die Ein- und Ausgangsbücher insbe­
sondere folgende Angaben zu enthalten haben: 

1. die zu einem bestimmten Stichtag vorhandene 
Menge an Erzeugnissen; 

2. die Namen und Anschriften jener Unterneh­
mer, von denen Erzeugnisse erworben wer­
den; 

3. die Namen und Anschriften der Abnehmer 
der Erzeugnisse; 

4. den Tag des Zü- und Abganges sowie die 
Menge und Herkunft der erworbenen oder 
abgegebenen Erzeugnisse; 

5. Verschnittanteile und Ausmaß der Aufbesse­
rung; 

6. im Eingangsbuch überdies die Größe der 
Weingartenflächen sowie die Menge der eige­
nen Produktion von Wein, Traubensaft, 
Traubendicksaft und Traubenmost, dessen 
Gärung gestoppt wurde (Süßreserve). 
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Die Angaben sind nach Jahrgang, Sorte und son­
stigen Bezeichnungen, unter denen der Wein in 

, Verkehr gesetzt werden soll, aufzugliedern." 

32. § 33 Abs. 6 entfällt. 

33. § 33 Abs. 9 lautet: 

,,(9) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 7 sind 
ausgenommen 

a) Personen, die Keltertrauben bis zu einer 
Menge von 50 kg befördern, 

b) Produzenten für den Transport von Kelter­
trauben aus eigenen Weingärten in den eige­
nen Kellereibetrieb, in eine Winzergenossen­
schaft oder in einen Handelsbetrieb." 

34. § 35 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Werden in Räumlichkeiten, die der Nach­
schau unterliegen, Obstwein oder weinähnliche 
Getränke, Traubensaft, Traubendicksaft, gebrannte 
geistige Flüssigkeiten oder versetzte Weine 
zugleich mit sonstigem Wein hergestellt, abgefüllt 
oder sonst aufbewahrt, so müssen alle Fässer und 
sonstigen Aufbewahrungsgefäße mit solchen 
Getränken an einer in die Augen fallenden Stelle 
mit einer deutlichen Inschrift versehen werden, die 
den Inhalt unzweifelhaft 'erkennen läßt." 

35. § 37 Abs.,8 lautet: 

,,(8) Die Abs. 1 bis 6 gelten nicht für 
a) Weine gemäß Abs. 7; . 
b) Weine, für die auf Grund der Bestimmungen 

der §§ 14, 30 bis 35, 37 bis 40, 42 und 85 des 
Zollgesetzes 1955, BGBI. Nr. 129, die Zoll­
freiheit zu gewähren ist; 

c) Weine, die im kleinen Grenzverkehr einge­
führt werden und für die auf Grund zwi­
schenstaatlicher Vereinbarungen über den 
kleinen Grenzverkehr Zollbegünstigungen zu 
gewähren sind; . 

d) Weine, die auf Grund eines zwischenstaatli­
chen Übereinkommens für eine internatio­
nale Organisation oder deren Einrichtung 
frei von Eingangsabgaben abzufertigen sind; 

e) Weine, die im Reiseverkehr für den persönli­
chen Verbrauch des Reisenden oder für den 
seiner Angehörigen oder bei Übersiedlung in 
Behältnissen von 2 Litern oder weniger ein­
gebracht werden, sofern die Gesamtmenge 
60 Liter nicht übersteigt; , 

f) Weine, die auf Grund eines Rechtsgeschäftes 
in Behältnissen von 2 Litern oder weniger in 
Sendungen bis zu einer Gesamtmenge von 
60 Litern eingebracht werden." 

36. § 39 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Wein, bei dem im Zuge von Großversuchen 
neue Behandlungsweisen erprobt wurden (Ver­
suchsweine), darf nur mit einer Bewilligung des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft in 
Verkehr gebracht werden.:' 

37. § 40 entfällt. 

38. § 41 lautet: 

,,§ 41. Gel ä ger und Gel ä ger p r e ß w ein 

Geläger und Gelägerpreßwein dürfen als solche 
nur zum Zwecke der industriellen Verwertung 
abgegeben werden." 

39. § 42 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Wein, bei dessen Behandlung den Bes~im­
mungen der §§ 2 bis 7, 8 Abs. 4, 10, 11 Abs. 2, 12 
Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3 sowie 19 Abs. 5 lit. b 
zuwidergehandelt wurde, ist verfälschter Wein." 

40. § 43 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Ein weinähnliches Getränk ist ohne RÜck­
sicht auf die Verwechslungsfähigkeitnachgemach­
ter Wein im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn es 
aus einem oder mehreren der nachfolgenden Stoffe 
hergestellt wurde: aus 

a) künstlichen Stoffen, sei es mit oder ohne 
Gärung (Kunstweine), 

b) Kunstwein, vermengt mit Wein oder Obst­
wem, 

c) Malzauszügen (Malzweine, Maltonweine), 
d) den Rückständen der Wein- oder Brannt­

weinbereitung (wie Trester,. Geläger oder 
Schlempe), 

e) getrockneten Früchten, wie Feigen, Johannis-, 
brot, 

f) Trauben amerikanischer Ertragskreuzungen 
(Direktträgerwein), 

g) Rhabarberstengeln." 

41. § 44 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Es darf nicht in Verkehr gebracht werden: 
a) verdorbener Wein und verdorbener Obstwein 

(§ 12), 
b ) Versuchswein ohne Bewilligung im Sinne des 

§39, 
c) verfälschter Wein (§ 42 Abs. 1), 
d) nachgemachter Wein (§ 43) und 
e) verfälschter Obstwein (§ 42 Abs. 2)." 

42. § 45 Abs. 1 bis 3 lautet: 

,,(1) Wer 
a) Wein, der für den Verkehr bestimmt ist, ver­

fälscht (§ 42 Abs. 1) oder nachmacht (§ 43), 
b) verkehrsunfähigen Wein (§ 44 Abs. 1 lit. abis 

e, Abs. 2 und 3) zum Verkauf bereithält, ver­
kauft oder sonst in Verkehr bringt, 

c) Obstwein, der für den Verkehr bestimmt ist, 
verfälscht (§ 42 Abs. 2), 

d) verkehrsunfähigen Obstwein (§ 44 Abs. 1 
lit. e und Abs. 2) zum Verkauf bereithält, ver­

. kauft oder sonst in Verkehr bringt oder 
e) zum Zwecke der Täuschung ein Weingüte­

siegel herstellt, verwendet oder nachahmt 
oder zum Ziele der Täuschung eine amtliche 
Weingütesiegelnummer verwendet, 
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f) Wein entgegen den Bestimmungen der §§ 15 
bis 17 zum Zwecke der Täuschung falsch 
bezeichnet, 

g) Bescheinigungen gemäß § 19 Abs. 9 zum 
Zwecke der Täuschung verwendet, nachahmt 
oder weitergibt, 

h) als Betriebsinhaber (Stellvertreter, Beauftrag­
ter) den Bestimmungen der §§ 26, 27 Abs. 1 
und 29 a Abs. 3 zuwiderhandelt, 

i) Qualitätsweine entgegen § 19 Abs.1 lit. h 
oder Prädikatsweine entgegen § 19. Abs. 5 
lit. e ausführt, 

ist, sofern die Tat nicht nach den Bestimmungen 
des Lebensmittelgesetzes 1975 oder einer anderen 
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, vom 
Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. Bedarfes der Verurteilung zu einer Frei­
heitsstrafe, um den Täter von weiteren strafbaren 
Handlungen abzuhalten oder der Begehung straf­
barer Handlungen durch andere entgegenzuwir­
ken, so kann mit der Freiheitsstrafe eine Geldstrafe 
bis zu 360 TageSSätzen verbunden werden. 

(2) Wer eine der im Abs. 1 lit. abis d mit Strafe 
bedrohten Handlungen fahrlässig begeht, ist mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Erfolgt eine Verurteilung nach diesem Bun­
desgesetz, so hat das Gericht auf die öffentliche 
Bekanntgabe des Urteiles auf Kosten des Beschul­
digten zu erkennen." 

43. § 46 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Die den Gegenstand des Verfahrens bilden­
den Getränke sind jedoch auch dann einzuziehen, 
wenn sie verkehrsunfähig sind und im Strafverfah­
ren keine Verurteilung nach § 45 Abs. 1 und 2 
erfolgt oder keine bestimmte Person wegen der mit 
Strafe bedrohten Handlung verfolgt oder verurteilt 
werden kann. 

44. § 51 Abs. 1 bis 3 lautet: 

,,(1) Wer 
a) die im § 18 vorgeschriebene Mitteilung unter­

läßt oder Geschäftspapiere ausstellt, die nicht 
alle in dieser Bestimmung vorgesehenen 
Angaben enthalten, 

b) die Anzeigen gemäß § 11 Abs.7 oder § 32 
Abs. 1 und 3 nicht oder nicht rechtzeitig 
erstattet, oder die Einfuhrzeugnisse gemäß 
§ 37 Abs. 6 nicht umgehend übermittelt, 

c) die gemäß § 33 Abs. 1 bis 5 vorgeschriebenen 
Ein- und Ausgangsbücher nicht oder nicht 
ordnungsgemäß führt oder nicht die vorge­
schriebene Zeit aufbewahrt sowie die gemäß 
Abs. 7 und 8 vorgeschriebene Transportbe­
scheinigung nicht ordnungsgemäß ausstellt 
oder bei Beförderung von Erzeugnissen nicht 
mit sich führt, 

begeht,· sofern die Tat nicht nach anderen Vor­
schriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine 

Verwaltungs übertretung und ist mit Geld bis zu 
12000 S oder mit Arrest bis zu einer Woche zu 
bestrafen. 

(2) Wer 
a) Wein über das im § 8 Abs.2 vorgesehene 

Ausmaß hinaus mit Traubenmost, Trauben­
saft oder Traubendicksaft verschneidet, 

b) Lesegut oder einen Verschnitt von Lesegut 
mit Wein eines früheren Jahrganges entgegen 
den Bestimmungen des § 9 aufbessert oder 
sonst nicht versetztem Wein Zucker zusetzt, 

c) die gemäß lit. aoder b behandelten Weine 
zum Verkauf bereithält, verkauft oder in 
Verkehr bringt, 

d) Frühmost oder frühen Sturm entgegen den 
Bestimmungen des § 11 Abs.6 zu Wein ver~ 
arbeitet, 

e) verdorbenen Wein entgegen den Bestimmun­
gen des § 12 Abs.4 nicht unmittelbar dem 
Verarbeitungsbetrieb zuführt, 

f) in Betriebsräumen entgegen den Bestimmun­
gen des § 34 Versuche durchführt, 

g) bei der Lagerung von Wein und anderen 
Getränken in denselben Räumlichkeiten den 
Bestimmungen des § 35 über die Kennzeich­
nung und Lagerung zuwiderhandelt, 

h) weinfremde Stoffe oder Gemenge solcher 
Stoffe entgegen den Bestimmungen des § 36 
lagert, 

i) Wein entgegen den Bestimmungen des § 37 
einführt, 

begeht, sofern die Tat nicht nach dem Lebensmit­
telgesetz 1975 oder anderen Vorschriften einer 

. strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsüber­
tretung und ist mit Geld bis zu 60 000 S oder mit 
Arrest bis zu vier Wochen zu bestrafen, bei 
erschwerenden Umständen kann auf beide Strafen 
erkannt werden. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung, die wie die 
Übertretungen nach Abs. 1 zu bestrafen ist, begeht 
wer 

a) Wein oder weinähnliches Getränk, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen der 

. §§ 13 bis 17, 18 a, 19 Abs. 1, 2, 4 und 5, 20 
Abs. 1 bis 8 und 21 entspricht, zum Verkauf 
bereithält, verkauft oder sonst in Verkehr 
bringt oder Prädikatswein entgegen § 19 
Abs. 10 in Verkehr bringt, 

b) andere als die im § 22 Abs. 1 bis 6 angeführ­
ten Obstweine oder Obstwein, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen des 
§ 24 entspricht, zum Verkauf b(!reithält, ver­
kauft oder sonst in Verkehr bringt, 

c) den Bestimmungen der §§ 19 Abs. 9 zweiter 
Satz, Abs. 12 zweiter Satz, 19 a Abs. 2 und 5 
erster und dritter Satz, Abs. 7 und 11 sowie 
des § 36 zuwiderhandelt, 

d) Geläger und Gelägerpreßwein entgegen d~r 
Bestimmung des § 41 abgibt, 

663 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 11 von 12

www.parlament.gv.at



12 663 der Beilagen 

e) Wein oder Getränke entgegen den Bestim­
mungen des § 44 Abs. 5 und 6 in Verkehr 
setzt." 

45. § 53 Abs. 3 entfällt. 

46. § 57 lautet: 

,,§57. Voll ziehung 

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, soweit nicht Abs. 2 etwas anderes bestimmt, der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
betraut, und zwar hinsichtlich 

a) der §§ 20 Abs. 9 und 10, 30 Abs. 6 bis 8 und 
12 zweiter Satz sowie 38 Abs. 1 im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Gesund­
heit und Umweltschutz und dem Bundesmi­
nister für Handel, Gewerbe und Industrie, 

b) der §§ 1 bis 12, 22, 23, 29 Abs. 3 und 6, 30 
Abs. 11 und 12 dritter Satz, 37 Abs. 2 zweiter 
Satz, 3 und 5, 39 Abs. 7 und 44 Abs. 5 im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz, 

c) der §§ 5 Abs. 2, 6 Abs. 5, 14 Abs. 6, 17 Abs. 3, 
19 a Abs. 2, 20 Abs. 8, 33 Abs. 2 und 38 
Abs. 2 und 3 im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für Handel, Gewerbe und Indu­
strie, 

d) der §§ 37 Abs. 1,2 erster Satz und 6 bis 8, 50 
Abs. 2 und 55 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, 

e) des § 39 Abs. 7, soweit es sich um eine Anstalt 
handelt, die dem Bundesminister für Unter­
richt, Kunst und Sport unterstellt ist, im Ein- ' 
vernehmen mit diesem Bundesminister. 

(2) Mit der Voll ziehung der §§ 29 Abs. 5, 30 
Abs. 10 und 45 bis 49, soweit es sich um Angelegen­
heiten handelt, durch die das gerichtliche Straf­
rechtswesen berührt wird, ist der Bundesminister 
für Justiz betraut." 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der 
§§ 16 Abs. 1 und 2, 17 Abs. 2 und 18 a Abs. 3 mit 
1. September 1988, hinsichtlich der übrigen Bestim­
mungen mit 1. September 1985 in Kraft. 

(2) Bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes in Flaschen abgefüllte Weine dürfen inner­
halb von zwei Jahren ab diesem Zeitpunkt in Ver­
kehr gebracht werden, sofern deren Herstellung 
und Bezeichnung den Bestimmungen des Weinge­
setzes 1961 in der bisher geltenden Fassung ent­
spricht. 

(3) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes richtet sich nach § 57 des Weinge­
setzes 1961 in der Fassung des Art. I Z 46 dieses 
Bundesgesetzes. 
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